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Der Urlaub des Arbeitnehmers verschafft dem Arbeit-
geber bei der außerordentlichen Kündigung keinen au-
tomatischen Aufschub. Das Bundesarbeitsgericht 
(BAG) hat mit Urteil vom 04.12.2025 entschieden, dass 
der Arbeitgeber auch während des Erholungsurlaubs 
grundsätzlich versuchen muss, den Arbeitnehmer zur 
Sachverhaltsaufklärung zu kontaktieren, wenn er sich 
die Möglichkeit einer außerordentlichen Kündigung of-
fenhalten will. Wartet er stattdessen mehr als drei Wo-
chen untätig bis zum Urlaubsende ab, kann die Zwei-
wochenfrist des § 626 Abs. 2 BGB bereits abgelaufen 
sein. 
 
1. Grundlagen und gesetzliche Vorgaben 

 
a) Maßstab der außerordentlichen Kündigung 
 
Eine außerordentliche Kündigung setzt nach § 626 
Abs. 1 BGB einen wichtigen Grund voraus. Erforderlich 
sind Tatsachen, aufgrund derer dem Kündigenden un-
ter Berücksichtigung aller Umstände des Einzelfalls 
und nach Interessenabwägung die Fortsetzung des Ar-
beitsverhältnisses bis zum Ablauf der Kündigungsfrist 
unzumutbar ist.  
 
Hinzu tritt die Ausschlussfrist des § 626 Abs. 2 BGB. 
Danach kann die Kündigung nur innerhalb von zwei 
Wochen erfolgen. Die Frist beginnt, sobald der Kündi-
gungsberechtigte von den für die Kündigung maßge-
benden Tatsachen Kenntnis erlangt. Zu diesen Tatsa-
chen gehören sowohl belastende als auch entlastende 
Umstände.  
 
b) Ermittlungen und Anhörung vor Fristbeginn 
 
Das BAG hält seit Langem daran fest, dass der Kündi-
gungsberechtigte, der zunächst nur Anhaltspunkte für 
einen kündigungsrelevanten Sachverhalt hat, weitere 
Ermittlungen anstellen und den Betroffenen anhören 
darf, ohne dass die Frist des § 626 Abs. 2 BGB bereits 
zu laufen beginnt. Das gilt aber nur, solange die Ermitt-
lungen aus verständigen Gründen mit gebotener Eile 
geführt werden.  
 
Will der Arbeitgeber den Arbeitnehmer anhören, muss 
dies nach der ständigen BAG-Rechtsprechung inner-
halb einer kurzen Frist geschehen. Diese darf im Re-

gelfall nicht mehr als eine Woche betragen; nur bei Vor-
liegen besonderer Umstände ist eine längere Dauer 
zulässig.  
 
Für die Verdachtskündigung ist die Anhörung des Ar-
beitnehmers regelmäßig sogar Wirksamkeitsvoraus-
setzung. Allgemein gilt jedenfalls, dass der Arbeitgeber 
vor Ausspruch einer Verdachtskündigung alle zumut-
baren Aufklärungsanstrengungen unternehmen und 
dem Arbeitnehmer Gelegenheit zur Stellungnahme ge-
ben muss.  
 
c) Keine Fristhemmung durch bloßes Abwarten 
 
Schlichte Untätigkeit des Arbeitgebers verhindert den 
Fristbeginn nicht. Die Zweiwochenfrist des § 626 Abs. 
2 BGB darf nicht durch bloßes Zuwarten künstlich hin-
ausgeschoben werden.  
 
Der Arbeitgeber ist ab Kenntnis vom Kündigungssach-
verhalt „Herr der Lage“; die Frist wird nur so lange hin-
ausgeschoben, wie ohne Fahrlässigkeit noch notwen-
dige Ermittlungen betrieben werden.  
 
d) Urlaub des Arbeitnehmers als Sonderfall 
 
Die aktuelle Entscheidung betrifft die bis dahin nicht 
abschließend geklärte Frage, wie sich Erholungsurlaub 
auf die Pflicht zur zügigen Anhörung auswirkt. Nach 
dem BAG besteht kein absolutes Kontaktaufnahmever-
bot während des Urlaubs. Weder das Bundesurlaubs-
gesetz noch die Arbeitszeitrichtlinie noch Art. 31 Abs. 
2 GRC untersagen jegliche Kontaktaufnahme.  
 
Zwar kann der Erholungszweck des Urlaubs die Kon-
taktaufnahme einschränken. Er schließt sie aber nicht 
vollständig aus. Vielmehr sind die widerstreitenden In-
teressen abzuwägen: auf der einen Seite der Schutz 
des ungestörten Urlaubs, auf der anderen Seite das 
aus § 626 Abs. 2 BGB folgende Gebot schneller Sach-
verhaltsaufklärung und Rechtssicherheit.  
 
2. Die aktuelle Entscheidung des BAG 
 
a) Sachverhalt 
 
Dem Urteil lag ein Fall zugrunde, in dem dem Kläger – 
einem Zugchef – sexuelle Belästigung vorgeworfen 
wurde. Die Arbeitgeberin erlangte am 27.04.2023 
Kenntnis von den Vorwürfen. Der Kläger befand sich 
zunächst in Ruhezeit und anschließend bis zum 
21.05.2023 im Erholungsurlaub.  
 



Die Arbeitgeberin wartete mit der Kontaktaufnahme 
und der Anhörung bis nach dessen Rückkehr. Die Kün-
digungsschreiben gingen dem Kläger erst am 
06.06.2023 zu.  
 
Der Arbeitnehmer erhob Kündigungsschutzklage. Das 
Landesarbeitsgericht (LAG) hielt die außerordentlichen 
Kündigungen wegen Versäumung der Kündigungser-
klärungsfrist für unwirksam. Die Revision der Arbeitge-
berin blieb vor dem BAG erfolglos. 
 

b) Entscheidungsgründe 
 

Das BAG bestätigte zunächst die bekannten Grund-
sätze, wonach weitere Ermittlungen und die Anhörung 
des Betroffenen den Fristbeginn hinausschieben dür-
fen, wenn sie mit der gebotenen Eile geführt werden. 
Soll der Arbeitnehmer angehört werden, muss dies 
grundsätzlich innerhalb kurzer Frist geschehen.  
 
Daran gemessen beanstandete der Senat die Ent-
scheidung des LAG nicht, wonach die Arbeitgeberin 
die Anhörung des Klägers nicht mit der gebotenen Eile 
betrieben hatte. Maßgeblich war, dass sie nach Kennt-
nis vom Vorwurf mehr als drei Wochen bis zu einem 
ersten Kontaktversuch verstreichen ließ.  
 
Besonders hervorgehoben hat das BAG, dass der Ur-
laub als solcher den Arbeitgeber nicht von einem zu-
mindest versuchten Herantreten an den Arbeitnehmer 
entbindet. Ein absolutes Kontaktaufnahmeverbot wäh-
rend des Urlaubs gebe es nicht.  
 
Nach den Feststellungen des LAG wäre eine Kommu-
nikation mit dem Kläger über das ihm überlassene 
dienstliche Mobiltelefon grundsätzlich möglich gewe-
sen, sei es telefonisch oder per E-Mail. Für einen Kon-
taktversuch kam es nicht darauf an, dass der Kläger 
während Ruhezeit und Urlaub nicht verpflichtet war, 
über das Diensthandy erreichbar zu sein. Entschei-
dend war, dass die Arbeitgeberin nicht einmal versucht 
hatte, ihn zu erreichen. Das BAG wies ergänzend da-
rauf hin, dass gegebenenfalls auch eine Kontaktauf-
nahme per Post an die Privatanschrift in Betracht ge-
kommen wäre.  
 
Der Senat stellte ferner klar, dass es keine starren zeit-
lichen Grenzen dafür gibt, wie lange bei urlaubsbeding-
ter Abwesenheit mit einem Kontaktversuch gewartet 
werden darf. Eine kürzere Urlaubsabwesenheit kann 
durchaus abgewartet werden. Ein Abwarten von mehr 
als drei Wochen ohne jeden Kontaktversuch wurde hier 
aber als zu lang bewertet. 
 
Nur besondere Umstände können eine Kontaktauf-
nahme während des Urlaubs entbehrlich machen. Das 
BAG nennt dafür beispielhaft Fälle, in denen sich der 
Arbeitnehmer bekanntermaßen in einer entlegenen 
Region ohne Erreichbarkeit befindet oder dem Arbeit-
geber die erforderlichen Kontaktdaten fehlen. Auch 
kann eine Kontaktaufnahme unzumutbar sein, wenn 
eine Vorabinformation die Aufklärung der Vorwürfe er-
schweren oder verhindern würde. Solche Umstände 
hatte die Arbeitgeberin hier jedoch nicht dargelegt.  
 
 

Vor diesem Hintergrund konnte die schlichte Untätig-
keit im Zeitraum vom 27.04. bis 22.05.2023 nicht ver-
hindern, dass die Zweiwochenfrist des § 626 Abs. 2 
BGB zu laufen begann und bei Zugang der Kündigun-
gen bereits abgelaufen war.  
 
Praxishinweis 
 
Für Arbeitgeber und Personalabteilungen ist die Ent-
scheidung von erheblicher praktischer Bedeutung. Sie 
schärft die Anforderungen an die gebotene Eile bei in-
ternen Ermittlungen, konkretisiert die Rolle der Anhö-
rung des Arbeitnehmers vor Ausspruch einer außeror-
dentlichen Kündigung und grenzt den Schutz des Er-
holungsurlaubs gegen das Interesse an schneller 
Sachverhaltsaufklärung ab.  
 
Die Entscheidung zwingt Arbeitgeber zu einer noch 
präziseren Verfahrenssteuerung bei Verdachts- und 
Tatkündigungen. Wer nach Kenntniserlangung über ei-
nen schwerwiegenden Vorwurf zunächst weiter aufklä-
ren will, darf sich nicht auf den Standpunkt zurückzie-
hen, der Arbeitnehmer sei wegen Urlaubs „vorläufig 
nicht ansprechbar“. Der Urlaub schließt eine Kontakt-
aufnahme nicht aus, sondern macht nur eine abwä-
gende und situationsgerechte Vorgehensweise erfor-
derlich. 
 
Für die Praxis folgt daraus insbesondere: 
 

• Sofortige Fristenkontrolle:  
 
Sobald ein möglicher wichtiger Grund bekannt wird, 
muss die Zweiwochenfrist des § 626 Abs. 2 BGB 
mitgedacht und dokumentiert werden.  

 

• Anhörung zeitnah organisieren:  
 
Soll der Arbeitnehmer angehört werden, muss dies 
grundsätzlich binnen kurzer Frist geschehen; eine 
Woche bleibt der Regelmaßstab.  

 

• Kontaktversuch dokumentieren:  
 
Befindet sich der Arbeitnehmer im Urlaub, sollte zu-
mindest ein nachvollziehbarer und dokumentierter 
Kontaktversuch erfolgen, etwa telefonisch, per E-
Mail oder – je nach Lage – schriftlich an die Privat-
anschrift. Die aktuelle Entscheidung zeigt ausdrück-
lich, dass auch solche Wege in Betracht kommen. 
 

• Besondere Umstände sauber festhalten:  
 
Nur wenn konkrete Gründe die Kontaktaufnahme 
unmöglich oder unzumutbar machen, kann aus-
nahmsweise ein längeres Zuwarten gerechtfertigt 
sein.  
 

• Übermittlungsweg der Kündigung mitdenken:  
 
Bei außerordentlichen Kündigungen sind nicht nur 
Ermittlungszeiten, sondern auch Zugang und Post-
laufzeiten zu berücksichtigen. Risiken beim Ver-
sandweg sind einzuplanen. 

 
 


